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Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße

Beschluss vom 26.03.2014 

In dem Verwaltungsrechtsstreit

1. des Herrn I.

2. der Frau M.

3. des Kindes A.

4. des Kindes B.

5. des Kindes C.

- Kläger -

Prozessbevollmächtigter zu 1-5: Rechtsanwalt Dominikus Zettl, Mundenheimer Straße 167, 67061 Ludwigshafen,

gegen

die Stadt Ludwigshafen am Rhein, vertreten durch die Oberbürgermeisterin, Rathausplatz 20, 67059 Ludwigshafen,

- Beklagte -

wegen Melderechts

hat die 5. Kammer des Verwaltungsgerichts Neustadt an der Weinstraße am 26. März 2014 durch die  Richterin am 
Verwaltungsgericht Fahrbach als Berichterstatterin beschlossen:

Die Kosten des übereinstimmend in der Hauptsache für erledigt erklärten Verfahrens werden der Beklagten auf-
erlegt.

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000 € festgesetzt.

G r ü n d e

Nachdem die Beteiligten übereinstimmend die Hauptsache des anhängigen Rechtsstreits für erledigt erklärt haben, 

ist gemäß § 161 Abs. 2 VwGO nur noch über die Kosten des Verfahrens nach billigem Ermessen unter Beachtung 

des bisherigen Sach- und Streitstandes zu entscheiden.

Die Kläger hatten einen Anspruch darauf, eine Meldebestätigung zu erhalten nach § 17 Abs. 7 MG (rheinland-

pfälzisches Meldegesetz). Die Meldebestätigung dient meldepflichtigen Personen als Bestätigung ihrer Meldung. 

Meldepflichtig sind nach § 25 Abs. 1 Satz 2 MG auch Personen, die sonst im Ausland wohnen und deren Aufenthalt 

in Deutschland die Dauer von zwei Monaten überschreitet. Die Kläger waren ab Mitte September meldepflichtig, 

da sie sonst im Kosovo wohnen und seit 14. Juli 2013 mit einem Besuchsvisum nach Deutschland eingereist waren.  

Es ist nach § 2 Abs. 1 MG Aufgabe der Beklagten, die Einwohner zu registrieren, die nach §§ 13 ff MG melde -

pflichtig sind. Die Kläger bemühten sich bereits mit Email vom 28. August 2013 um einen Termin zur Meldung. 
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Die Beklagte kam ihrer Aufgabe nach § 2 Abs. 1 MG jedoch zunächst nicht nach, so dass die Kläger am 22.  

Oktober 2013 Klage erhoben. Erst am 17. Dezember 2013 meldete die Beklagte die Kläger an.

Die Beklagte konnte die Meldung und Erteilung der Meldebestätigung nicht mit der Begründung ablehnen, ihr 

fehlte noch ein Attest.  So führte die Beklagte in ihrer Klageerwiderung vom 25. November 2013 aus, es gebe 

aufenthaltsrechtliche Probleme, außerdem habe die Klägerin zu 2) immer noch kein ausführlicheres Attest vorge-

legt, aus dem hervorgehe, dass sie wegen einer Risikoschwangerschaft nicht ausreisen könne. Dieses Vorgehen  

findet im rheinland-pfälzischen Meldegesetz keine Stütze. Weder die Meldepflicht nach § 25 Abs. 1 Satz 2 MG 

noch die Aufgabe der Meldebehörde zur Registrierung nach § 2 Abs. 1 MG noch der Anspruch auf eine Melde-

bestätigung  nach  §  17  Abs.  7  MG hängen  von  dem aufenthaltsrechtlichen  Status  der  Personen  ab.  Dass  die  

Meldebehörden vorab aufenthaltsrechtliche Probleme der meldepflichtigen Personen zu klären hätten, ergibt sich 

auch nicht aus § 3 MG, der die Daten und Hinweise aufführt, die im Melderegister zu speichern sind. Aufenthalts-

rechtliche  Daten  sind  darin  nicht  aufgeführt.  Es widerspräche  auch dem Zweck des § 25 Abs.  1  Satz  2 MG, 

meldepflichtige Personen, die sonst im Ausland wohnen, direkt nach Ablauf von zwei Monaten zu registrieren. 

Auch aus § 13 Abs. 4 MG ergeben sich keine weitergehenden Nachweispflichten der meldepflichtigen Personen. 

Danach müssen die Einwohner die Auskünfte und Unterlagen vorlegen, die zur ordnungsgemäßen Führung des 

Melderegisters erforderlich sind. Es ist weder ersichtlich noch dargetan, dass ein ausführlicheres Attest zur Risiko-

schwangerschaft der Klägerin zu 2) erforderlich war, um das Melderegister ordnungsgemäß zu führen.  

R e c h t s m i t t e l b e l e h r u n g

Dieser Beschluss ist hinsichtlich seiner Kostentragungspflicht unanfechtbar (§ 158 Abs. 2 VwGO).

Gegen die Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten und den sonst von der Entscheidung Betroffenen nach 

Maßgabe des § 68 Abs. 1 GKG die Beschwerde an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz zu, wenn der Wert  

des Beschwerdegegenstands 200,00 EUR übersteigt.

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nachdem die Entscheidung zur Haupt -

sache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich anderweitig erledigt hat, eingelegt wird; ist der Streitwert später 

als einen Monat vor Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines Monats nach Zustel -

lung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden.

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße, Robert-Stolz-Str. 20, 67433 Neustadt, 

schriftlich, in elektronischer Form oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen.

Die  elektronische  Form  wird  durch  eine  qualifiziert  signierte  Datei  gewahrt,  die  nach  den  Maßgaben  der 

Landesverordnung  über  den  elektronischen  Rechtsverkehr  mit  den  öffentlich-rechtlichen  Fachgerichtsbarkeiten 

vom 9. Januar 2008 (GVBl. S. 33) in der jeweils geltenden Fassung zu übermitteln ist.

gez. Fahrbach
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